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Gefahrguttransporte - Sicherheitsbestimmung und Vorschriften 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 20. Ok‘ 
tober 1988 - A 13/00.02.13/56 Vm 88 III - die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Hält die Bundesregierung die Sicherheitsbestimmungen der Ver- 
ordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende Beför- 
derung gefährlicher Güter auf Straßen (Gefahrgutverordnung 
Straße - GGVS) und der entsprechenden Verordnungen für die 
Transporte auf Schiene und Wasserstraße für ausreichend, und 
wenn ja, warum? 


Die deutschen Gefahrgutvorschriften entsprechen einem aner- 
kannt hohen Sicherheitsstandard. Sie werden aufgrund neuer 
Erfahrungen und Erkenntnisse in Wissenschaft und Technik 
sowie unter Berücksichtigung von Beschlüssen und Empfehlun- 
gen der Vereinten Nationen und anderer zuständiger internatio- 
naler Gremien laufend überprüft und weiterentwickelt, ln Teilbe- 
reichen gelten in der Bundesrepublik Deutschland strengere Vor- 
schriften als im Ausland. 


2. Welche Verstöße gegen § 7 GGVS wurden festgestellt, und was 
wurde aufgrund der Verstöße unternommen? 


Nach Angaben der Bundesländer sind bei Kontrollaktionen der 
Polizei bisher nur sehr wenig Verstöße (Fehlen einer Erlaubnis für 
besonders gefährliche Güter, Nichtbefolgen von Auflagen einer 
Erlaubnis für besonders gefährliche Güter) gegen § 7 GGVS 
festgestellt worden. In diesen Fällen wurden zumeist Bußgeldbe- 
scheide erlassen. In einigen Fällen wurde darüber hinaus die 
Weiterfahrt untersagt. 



Drucksache 11/3149 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


3. Welchen Unternehmen wurde seit 1980 aufgrund welcher Verstöße 
die Konzession entzogen? 


Nach den vorliegenden Mitteilungen der Mehrzahl der Bundes- 
länder sind bisher weder Genehmigungen für den Güterfernver- 
kehr noch Erlaubnisse für den allgemeinen Güternahverkehr we- 
gen Verstößen gegen Gefahrguttransportvor Schriften widerrufen 
worden. 


4, Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es ein völlig unbe- 
friedigender Zustand ist, daß für die Binnenschiffahrt in der 
GGVBinSch noch nicht einmal Deklarations- und Kennzeichnungs- 
vorschriften vorgesehen sind? 


Die Behauptung in der Fragestellung ist nicht zutreffend. Gefähr- 
liche Güter müssen im Beförderungspapier nach der Verordnung 
über die Beförderung gef ährh eher Güter auf dem Rhein (ADNR), 
die wiederum Anlage zu der erwähnten Gefahrgutverordnung 
Binnenschiffahrt (GGVBinSch) ist, mit Namen, Klasse und Ziffer 
(ggf. Buchstabe) bezeichnet sein. 

Nach Rn. 6007 (2) der Anlage A zur GGVBinSch müssen bei der 
Beförderung von Versandstücken (einschheßheh Behältern und 
Tankcontainern) Aufschriften und Gefahrzettel den Vorschriften 
einer Internationalen Regelung (RID, ADR, IMDG-Code) entspre- 
chen. 

Die Kennzeichnung der Schiffe richtet sich nach der Rhein-Schiff- 
fahrtspohzeiverordnung (RheinSchPVO) § 314, § 3.21, § 3.32 und 
§ 3.37 in Verbindung mit der Anlage 9, 10 und 11 zur Rhein- 
SchPVO. Gleiche Regelungen finden sich in der Binnenschiff- 
fahrtsstraßenordnung (BinSchStrO) und der Moselschiffahrtspoh- 
zei- Verordnung (MoselSchPVO). 


5. Wie viele und welche Ausnahmegenehmigungen für den Transport 
hochgefährlicher Güter haben die zuständigen Behörden der Län- 
der seit 1980 erteilt (Aufgliederung nach Ländern und Jahren)? 


Von fast allen Bundesländern liegen der Bundesregierung An- 
gaben vor. Die Angaben sind jedoch nicht miteinander vergleich- 
bar. So wurden beispielsweise in Bayern in den Jahren 1980 bis 
einschheßheh 1987 226 Ausnahmegenehmigungen (AG) erteilt. 
Bei der jeweils angegebenen „Anzahl" der AG konnte eine Aus- 
lese nach dem Kriterium „hochgefährheh" nicht getroffen wer- 
den. Denn aus der Fragestellung ist nicht erkennbar, ob darunter 
gefährhehe Güter der Listen I und II des Anhangs B.8 der Anlage 
B zur GGVS oder evtl, gefährhehe Güter der Klassen 3, 6.1 und 8 
gemeint sind. Letztere sind in den Stof f auf zählungen der Neufas- 
sung der GGVS 1985 erstmals mit dem Buchstaben a „sehr 
gefährheh" bewertet worden. 
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6. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, um die 
bisher oft nicht erforderliche Kennzeichnung gefährlicher Stoffe bei 
Stückguttransporten von „Klemmengen" und AbfäUen vorzuschrei- 
ben bzw. zu verbessern? 


Gefährliche Abfälle sind nach den Gefahrgutvorschriften wie 
gefährliche Güter zu behandeln. 

Nach den einzelnen Gefahrgutregelungen brauchen Versand- 
stücke, die bestimmte gefährliche Stoffe enthalten und die unter 
den im einzelnen angegebenen Verpackungs-, Gewichts- und an- 
deren Bedingungen befördert werden, nicht mit Gefahrzetteln 
gekennzeichnet zu sein. Diese Erleichterung gilt z. B. nicht für 
explosive Stoffe und Gegenstände und für sehr giftige Stoffe. Die 
zuständigen internationalen Gremien sind der Auffassung, daß im 
sicherheitstechnisch vertretbaren Umfang überzogene Regelun- 
gen vermieden werden sollten. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, die Kennzeichnung von Ge- 
fahrguttransporten so anzuordnen, daß für jedermann erkennbar 
ist, um welches Gefahrgut es sich bei dem Transport handelt? 


Es hätte wenig Sinn, wenn jedermann wüßte, daß ein Tankfahr- 
zeug z. B. Furfurylmerkaptan oder Diäthylsulfat enthält. 

Notwendig ist, daß den Straßenverkehrsteilnehmern durch die 
vorgeschriebenen organgefarbenen Tafeln angezeigt wird, daß 
das Fahrzeug Gefahrgut geladen hat. 

Notwendig ist aber auch, daß die Hilfsmannschaften bei Unfällen 
aus der Kennzeichnung der Fahrzeuge erkennen können, wel- 
ches gefährliche Gut geladen ist. Dies geschieht bei Tanks, Tank- 
containern und Kesselwagen durch die Ziffernangaben im unte- 
ren Teil der orangefarbenen Tafeln. 

Außerdem sind an den genannten Beförderungsmitteln Gefahr- 
zettel anzubringen, deren Symbole auf die wesentlichen Gefahr- 
eigenschaften des Gutes hinweisen. Dadurch ist es auch Nicht- 
fachleuten möglich, Auskunft über die Gefahren des Gutes zu 
erhalten. 


8. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit auch für die Zusam- 
menladung verschiedener Stoffe, die zwar einzeln ungefährhch 
sein können, die aber dennoch im Falle eines Kontaktes miteinan- 
der chemisch reagieren (z.B. bei einem Unfall) und gefährhche 
Stoffe bilden können, besondere Vorschriften zu erlassen? 


Nein. 
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9. Wenn ja, welche will sie erlassen, wenn nein, warum sieht sie 
keinen Handlungsbedarf? 


Sobald sich Hinweise dafür ergeben, daß einzelne ungefährliche 
Stoffe bei einem Unfall miteinander gefährlich reagieren, wird 
sich die Bundesregierung in den internationalen Organisationen 
für Zusammenladeverbote einsetzen. 


10, Welche besonderen Sicherheitsvorkehrungen und Vorschriften gel- 
ten für Tunnels (Schiene und Straße), und wie wurde deren Einhal- 
tung überwacht? 


Ausstattung und Betrieb von Straßentunneln richten sich primär 
nach deren Länge und Verkehrsbedeutung. Besondere Ausstat- 
tungselemente für Sicherheitsanlagen sind seit 1985 in den 
„Richthnien für die Ausstattung und Betrieb von Straßentunneln 
(RABT)"' geregelt. Straßenverkehrsrechtlich bestehen keine be- 
sonderen Sicherheitsvorkehrungen und -Vorschriften. Häufig wer- 
den jedoch Geschwindigkeitsbeschränkungen, Halteverbote oder 
Überholverbote angeordnet. Außerdem werden besonders inner- 
orts Tunnel nicht selten für kennzeichnungspflichtige Gefahrgut- 
transporte generell oder zeitlich gesperrt. 

Die Einhaltung von Verkehrsverboten bei Gefahrguttransporten 
in bestimmten Straßentunneln wird von der Polizei im Rahmen 
der Verkehrsüberwachung kontrolliert. 

Innerhalb von Eisenbahntunneln bestehen keine höheren Risiken 
als im Bereich offener Strecken. Im Gegenteil sind in Tunneln 
nachteilige Umwelteinflüsse weitgehend ausgeschlossen. Für die 
Beförderung von Gefahrgut bestehen daher keine besonderen 
Sicherheitsvorkehrungen für Tunnel. 

Bei einem Unfall im Tunnel können allerdings die Rettungsmaß- 
nahmen u. U. durch freiwerdendes Gefahrgut erschwert werden. 
In ihren Betriebsprogrammen schließt die Deutsche Bundesbahn 
deshalb auf dem tunnelreichen Neubaustreckenabschnitt Fulda- 
Würzburg derzeit vorsorglich Begegnungen zwischen Güter- 
zügen und Reisezügen aus. 


11. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung im Falle der 
Fragen 1 bis 10 beim Transport von Giftmüll und Sonderabfällen 
vor? 


Giftmüll und Sonderabfälle, die gefährhche Güter im Sinne der 
Gefahrgutbeförderungsvorschriften sind, werden ebenso wie 
andere gefährliche Güter behandelt. 
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